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Gesetzgebung: Mieterstrom beschlossen
Mieter sollen künftig vom Solarstrom auf dem Hausdach profitieren können. Das Kabinett hat dazu die
Förderung des Mieterstroms beschlossen. Ziel ist es, Anreize für den Ausbau von Photovoltaikanlagen auf
Wohngebäuden zu schaffen.
Die Bundesregierung geht davon aus, dass etwa 3,8 Millionen Wohnungen für Mieterstrom in Betracht
kommen. Das sind 18 % aller Wohnungen in Deutschland. Besonders attraktiv ist das Modell für große
Wohnhäuser. Mieter sparen damit etwa 10 % ihrer Stromkosten.
Das Kabinett hat daher den Entwurf eines Gesetzes zur Förderung von Mieterstrom und zur Änderung
weiterer Vorschriften des Erneuerbare-Energien-Gesetzes (EEG) beschlossen. Ziel der Förderung ist es,
Anreize für den Ausbau von Photovoltaikanlagen auf Wohngebäuden zu schaffen. Zudem sollen die
Mieterinnen und Mieter unmittelbar an der Energiewende beteiligt werden.
Der Entwurf sieht eine Förderung für Mieterstrom aus Solaranlagen auf Hausdächern nach dem
Erneuerbare-Energien-Gesetz vor. Damit können Mieter und Vermieter konkret an der Energiewende
beteiligt werden. Zudem wird der Zubau von Photovoltaik-Dachanlagen auf Wohngebäuden
vorangetrieben.
Gefördert wird eine installierte Leistung von 500 Megawatt pro Jahr. Sie ist auf Wohngebäude begrenzt:
40 % der Gebäudefläche müssen Wohnfläche sein.
Mit dem Mieterstrom-Modell können künftig neben Hauseigentümern (Eigenversorgungsprivileg) auch
Vermieter und Mieter von Solarstrom vom Hausdach profitieren. Der Vermieter erhält je nach
Anlagengröße einen Zuschlag zwischen 3,81 Cent/kWh und 2,21 Cent/kWh zusätzlich zu dem Erlös, den
er beim Stromverkauf an den Mieter erzielt. Der Zuschlag wird über die EEG-Umlage finanziert.
Für den restlichen Strom, der nicht von den Mietern abgenommen wird und ins Netz der allgemeinen
Versorgung eingespeist wird, erhält der Anlagenbetreiber wie bisher die Einspeisevergütung nach dem
EEG.
Der Vorteil: Anders als beim Strombezug aus dem Netz fallen beim Mieterstrom wie bisher keine
Netzentgelte, Konzessionsabgaben, Umlagen und Stromsteuer an, weil dieser Strom nicht ins Netz
eingespeist wird.
Lediglich de EEG-Umlagemuss in voller Höhe gezahlt werden. Auf diese Weise profitieren Mieter und
Vermieter von günstigerem Strom. Zum Schutz der Mieter gilt ein Höchstpreis von 90 % des örtlichen
Grundversorgertarifs.
Die Mieter haben die Wahl, Strom vom Vermieter oder von einem Energieversorger zu beziehen. Der
Gesetzentwurf sieht vor, dass ein Mieter durch den Mieterstromvertrag nicht länger als ein Jahr
gebunden sein wird und den Mieterstromvertrag unabhängig vom Mietvertrag kündigen darf.
Die Wahlfreiheit des Mieters ist außerdem notwendig, um faire Preise sicher zu stellen.
(Quelle: Bundesregierung vom 26. 4. 2017)
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